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VERORDNUNG (EWG) Nr. 2637/69 DER KOMMISSION
vom 24. Dezember 1969

zur Festlegung eines Betrages und der Bedingungen für die Gewährung einer Prämie
für das Roden von Apfel-, Birn- und Pfirsichbäumen

DIE KOMMISSION DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europä­
ischen Wirtschaftsgemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 2517/69
des Rates vom 9 . Dezember 1969 zur Festlegung
einiger Maßnahmen zur Sanierung der Obsterzeu­
gung in der Gemeinschaft 0 ) und insbesondere auf
Artikel 1 und 3 ,

in Erwägung nachstehender Gründe :

Zur Verwirklichung der Ziele der Verordnung (EWG)
Nr. 2517/69 müssen die Bedingungen für die Ge­
währung der in der genannten Verordnung vorge­
sehenen Prämie festgelegt werden . Hierzu ist es er­
forderlich, die Obstbäume zu bestimmen, die für das
Roden in Frage kommen, und unter Berücksichti­
gung der Erziehungsform der Bäume die unter diese
Maßnahme fallende Mindestfläche oder Mindest­
zahl von Bäumen festzulegen .

Um zu verhindern, daß die gerodeten Bäume wie­
dereingepflanzt werden, ist die Verpflichtung vorzu­
sehen , die Bäume hierfür ungeeignet zu machen .

Um die Wirksamkeit der Regelung sicherzustellen ,
ist es nötig vorzuschreiben, welche Angaben der
Antrag auf Gewährung der Prämie enthalten muß,
und die Richtigkeit dieser Auskünfte zu überprüfen .

Vor der Auszahlung der Prämie nach Artikel 3 Ab­
satz 2 Satz 2 der Verordnung (EWG) Nr. 2517/69
muß festgestellt werden, daß das Roden tatsächlich
stattgefunden hat . Diese Feststellung hat in Form
einer Bescheinigung zu erfolgen, damit der Antrag­
steller den Nachweis erbringen kann, daß er das
Roden tatsächlich durchgeführt hat.

Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus­
schusses für Obst und Gemüse —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN :

Artikel 1

Im Sinne der Verordnung (EWG) Nr. 2517/69 gelten
als Apfelbäume, Birnbäume und Pfirsichbäume vor

1965 gepflanzte , gesunde Bäume, die normales Tafel­
obst liefern ; ausgenommen sind :

— bei Apfelbäumen : Bäume, die Mostäpfel liefern ,
— bei Birnbäumen : Bäume, die Mostbirnen liefern ,
— bei Pfirsichbäumen : Bäume, die Industrieobst

„Pavies", Nektarinen und Brugnolen liefern .

Artikel 2

( 1 ) Bei Vollpflanzungen wird die Prämie nur ge­
währt, wenn das Roden für ein und dieselbe Obstart
mindestens folgende Fläche betrifft :
— 25 Ar Hochstämme,
— 15 Ar Mittelstämme,
— 15 Ar Niedrigstämme.

Als Vollpflanzungen im Sinne dieser Verordnung
gelten Pflanzungen , die folgende Mindestdichte auf­
weisen :

— bei Hochstämmen : 100 Einheiten je ha,
— bei Mittelstämmen : 170 Einheiten je ha,
— bei Niedrigstämmen : 340 Einheiten je ha .

( 2 ) Bei Streupflanzungen innerhalb ein und des­
selben Betriebes oder bei Mischkulturen wird die
Prämie nur bei Roden von mindestens 50 Niedrig­
stämmen oder 25 Hoch- oder Mittelstämmen ge­
währt.

Zur Berechnung der Prämie wird die von den zu
rodenden Bäumen beanspruchte Fläche folgender­
maßen ermittelt :

— 100 m2 je Hochstamm,
— 60 m2 je Mittelstamm,
— 30 m2 je Niedrigstamm.

(3 ) Die Rodungsprämie beträgt 500 Rechnungs­
einheiten je Hektar.

Artikel 3

Die gerodeten Bäume müssen für eine Wiederanpflan­
zung ungeeignet gemacht werden .

Artikel 4

Der Antrag auf Gewährung der Prämie wird bei
der von jedem Mitgliedstaat bezeichneten zuständi­
gen Stelle eingereicht. Er enthält für jede Obstart,
für welche die Prämie beantragt wird, insbesondere
folgende Angaben :H ABl. Nr. L 318 vom 18 . 12 . 1969, S. 15 .
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a ) die Angabe :
— der von den zu rodenden Bäumen bean­
spruchten Fläche bei Vollpflanzung, der Zahl
der Bäume bei verstreuten Pflanzungen oder
Mischkulturen,

— des ungefähren Alters und der Erziehungs­
form der Bäume ;

b ) die Angabe :
— der von den zu rodenden Bäumen bean­
spruchten Fläche, wenn es sich um eine Voll­
pflanzung handelt, der Zahl der zu rodenden
Bäume, wenn es sich um Streupflanzungen
oder Mischkulturen handel):,

— des ungefähren Alters und der Erziehungsform
der zu rodenden Bäume,

— der von dieser Maßnahme betroffenen Sorte,
— des Ernteertrags der zu rodenden Bäume in
den letzten drei Jahren,

— des für das Roden vorgesehenen Zeitpunkts .

Artikel 5

Nach Eingang des Antrags nimmt der von der zu­
ständigen Stelle benannte Bedienstete die Prüfung

der unter Artikel 4 Buchstaben a) und b) erster,
zweiter und dritter Gedankenstrich genannten An­
gaben vor.

Nach dieser Prüfung und nach Registrierung der
schriftlichen Verpflichtung des Landwirts, für die
Dauer von 5 Jahren nach der Rodung auf jegliche
Neuanpflanzung von Apfel-, Birnen-, und Pfirsich­
bäumen auf seinem Betrieb zu verzichten, stellt die
zuständige Stelle die Zulässigkeit des Antrags fest.

Artikel 6

Auf Antrag der Betroffenen stellt der von der zu­
ständigen Behörde benannte Bediensteste fest und be­
scheinigt, daß und wann die Rodung stattgefunden
hat.

Artikel 7

Der Nachweis nach Artikel 3 Absatz 2 zweiter Satz
der Verordnung (EWG) Nr. 2517/69 wird vom Be­
triebsinhaber durch die Vorlage der in Artikel 6 ge­
nannten Bescheinigung bei der zuständigen Behörde
erbracht.

Artikel 8

Diese Verordnung tritt am 1 . Januar 1970 in Kraft .

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Brüssel, den 24 . Dezember 1969

Für die Kommission

Der Präsident

Jean REY


